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Über 80 Millionen Menschen innerhalb der Europäischen Union 
sind von Armut und sozialer Ausgrenzung bedroht, insbesondere Kin-
der, Jugendliche, Menschen mit Migrationshintergrund, ältere Men-
schen,  Menschen mit Behinderung, Alleinerziehende und Arbeits-
lose. Die Strategie Europa 2020 legt einen gewichtigen Akzent auf 
soziale Zielbestimmungen. Vor allem die Einbeziehung der Bekämp-
fung von Armut und sozialer Ausgrenzung als Leitinitiative setzt ein 
deutliches Zeichen. Auch im Land Berlin ist Armut und Armutsgefähr-
dung kein unbekanntes Phänomen. Laut Regionalem Sozialbericht 
Berlin-Brandenburg liegt die Armutsgefährdungsquote  in Berlin mit 
19,2 % fast 5 % über dem Bundesdurchschnitt. 24,7 % der Berliner Kin-
der unter 18 Jahren leben mit einem Armutsrisiko und sogar 33,6 % 
der Personen im Ausbildungsalter. 8,3 % der Erwerbslosen sind lang-
zeitarbeitslos. Ihr Armutsrisiko liegt bei 47,1 %. Berliner/innen mit Mi-
grationshintergrund liegen mit einem Armutsrisiko von 26,8 % weit 
über dem Landesdurchschnitt. Ein Fünftel der Minderjährigen lebt in 
Haushalten ohne Erwerbstätigen und 40 % der Personen in Alleiner-
ziehendenhaushalten haben keinen Kontakt zum Arbeitsmarkt und 
müssen auf Erwerbseinkommen verzichten. Aber auch fast 10 % der 
Beschäftigten können von ihrem Einkommen nicht auskömmlich le-
ben und sind auf ergänzende Leistungen nach dem SGB II angewie-
sen. Armut und soziale Ausgrenzung sind somit auch keine nur rand-
ständigen Erscheinungen, sondern auch in der Mitte der Gesellschaft 
angekommen. Sie  betreffen alle Altersgruppen, einheimische wie zu-
gewanderte Menschen, unabhängig von der familiären Situation,  Bil-
dungsgrad und dem konkreten Wohnort. Im Lebensalltag führt dies zu 
stark eingeschränkter Teilhabe am gesellschaftlichen Leben, zu man-
gelnder schulischer und beruflicher Perspektive und beinhaltet die 
Gefährdung sozialer Segregation und Marginalisierung.

 � Ihre Christina Busch
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Der direkte Vergleich zwischen Entwicklungs-
ländern und dem größten Teil der EU-Mit-
gliedstaaten beweist: Armut ist relativ. Wäh-
rend die einen täglich ums Überleben kämpfen 
und absolute Armut erfahren, müssen betrof-
fene Menschen in den meisten europäischen 
Ländern in der Regel keine existenzbedrohenden 
Mängel befürchten. Dank mehr oder weniger aus-
geprägter Sozialsysteme haben sie genug Nah-
rung, tragen Kleidung und verfügen über eine 
warme Unterkunft. Auch der Zugang zu Schule so-
wie kulturellen und medizinischen Einrichtungen 
bleibt ihnen grundsätzlich nicht verwehrt, sodass 
insgesamt ein Existenzminimum gewährleistet ist. 

In der Europäischen Union gelten Personen als 
armutsgefährdet, wenn sie mit weniger als 60 % des 
mittleren Einkommens der Bevölkerung in dem je-
weiligen Land auskommen müssen. Dieses gilt zwar 
als relative und nicht als absolute Armut, dennoch 
bedeutet auch das ein Leben voller Entbehrungen 
und Abhängigkeit von sozialer Hilfe. Mehr als 80 Mil-
lionen Menschen in der EU – d. h. 16 % der Bevölke-
rung – sind der Definition folgend von Armut und 
sozialer Ausgrenzung bedroht. Besonders betroffen 
sind davon Kinder, Jugendliche, Migrantinnen und 
Migranten, ältere Menschen, Arbeitslose, Alleiner-
ziehende und Menschen mit Behinderung.

Die Leitinitiative der EU
Um der steigenden Tendenz entgegenzutreten, 

erklärt die EU die Armutsbekämpfung in der Strate-
gie Europa 2020 zu einem ihrer wichtigsten Ziele. Die 
Staats- und Regierungschefs peilen demzufolge an, 
bis 2020 mindestens 20 Millionen Menschen aus Ar-
mut und sozialem Abseits zu befreien. Im Rahmen 
der Leitinitiative „Europäische Plattform gegen Ar-
mut und soziale Ausgrenzung“ wollen sie der Kin-
derarmut ein Ende bereiten, stark gefährdete Grup-
pen in Gesellschaft und Arbeitsmarkt eingliedern, 
angemessene Wohnverhältnisse für alle schaffen, 
Diskriminierung und finanzielle Ausgrenzung über-
winden und die Eingliederung der Roma fördern – 
von denen ca. 6 Millionen in der EU leben. Die Leit-
initiative soll Impulse für entsprechende Reformen 
in den 27 Mitgliedstaaten liefern und Reformbemü-

hungen unterstützen. Zu den Schlüsselmaßnahmen 
der Leitinitiative zählen die Unterstützung von Inno-
vationen in der Sozialpolitik, die optimale Nutzung 
Europäischer Strukturfonds und die Verbesserung 
des Zugangs zu Beschäftigung und Bildung.
http://ec.europa.eu/social/main.
jsp?catId=961&langId=de

Situation in Deutschland
Der – umstrittene – Entwurf des 4. Armuts- und 

Reichtumsberichts der Bundesregierung enthält pla-
kative Botschaften: Die Reichen werden hierzulande 
immer reicher und die Armen immer ärmer. So hat 
sich das Nettovermögen seit 2007 um rund 1,4 Billi-
onen erhöht, wovon jedoch nur ein kleiner Teil der 
Bevölkerung profitiert. Laut Bericht ist der Wohlstand 
so ungleichmäßig verteilt, dass 10 % der Haushalte 53 
Prozent des gesamten Vermögens auf sich vereinen, 
während der unteren Hälfte der Haushalte gerade mal 
1 % des Nettovermögens bleibt. Die Armutsgefähr-
dung ist laut Statistischem Bundesamt in den meisten 
Bundesländern gestiegen und liegt über dem Niveau 
von 2010 (siehe Grafik)

Jedoch wird auch Kritik am statistischen Armutsbe-
griff laut. Eher Wissenschaftler als Politiker bemängeln, 
dass Armut allein am Einkommen festgemacht wird, 
definiert als Prozentwert von Durchschnittseinkom-
men. Warum eigentlich? Hier geht es offenbar nicht um 
Bedürfnisse, die aufgrund von Armut nicht befriedigt 
werden können, sondern primär um eine Verteilungs-
frage. Jedenfalls handelt es sich um eine dynamische 

Die Armutsgefährdung ist in 
den meisten Bundesländern 
gestiegen.

Der Armut den Kampf angesagt
Eine europäische Plattform gegen Armut 
und soziale Ausgrenzung  

http://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=961&langId=de
http://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=961&langId=de
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Definition, die unvermeidbar zur Folge hat, dass Armut 
nie verschwinden wird. Die auch absurde Effekte ha-
ben kann, wenn sich die Zahl der Armen – statistisch 
– vergrößert, weil es bei hohen Einkommen Zuwächse 
gibt. Dazu kommen methodologische Probleme. Wa-
rum wird bei Vermögen private Altersvorsorge berück-
sichtigt, Ansprüche an die gesetzliche Rentenversiche-
rung aber nicht? Zweifel gibt es also, ob diese Statistik 
tatsächlich geeignet ist, Armut in Deutschland rich-
tig zu erfassen. Rechnen wir uns ärmer, als wir es ei-
gentlich sind? 

 
Nationales Reformprogramm

Das im März 2012 von der deutschen Bundesre-
gierung beschlossene Nationale Reformprogramm 

präsentiert den Umsetzungsstand 
und künftige Maßnahmen zur Er-
reichung der Europa-2020-Ziele. 
Demzufolge ist die durch die EU 
angestrebte Beschäftigungsquote 
von 75 % in Deutschland praktisch 
schon erreicht, womit eine wich-
tige Voraussetzung im Kampf ge-
gen Armut geschaffen ist. Es gelte 
jedoch, darüber hinaus die Bil-
dungschancen und die Chancen 
auf soziale Teilhabe von Kindern 
und Jugendlichen in sozialen Ri-
sikolagen zu verbessern. Zudem 
müsse man sich verstärkt der Ver-
meidung von Altersarmut wid-
men und die Anstrengungen zur 
Integration von Migrantinnen und 
Migranten in Gesellschaft und Ar-
beitsmarkt verstärken. Eine be-
sondere Aufmerksamkeit ist im 
Reformprogramm langzeitar-
beitslosen Personen gewidmet. 

So strebt die Bundesregierung an, deren Anzahl bis 
2020 um 20  % (gemessen am Jahresdurchschnitt 
2008: 1,63 Millionen) zu senken. Bereits 2010 lag die 
Anzahl der Langzeitarbeitslosen bei 1,38 Millionen 
Personen, sodass gegenüber dem Jahr 2008 ein Rück-
gang von rund 15 % zu verzeichnen ist. Dieser positive 
Trend soll fortgesetzt werden und schließlich dazu 
führen, dass 330.000 Langzeitarbeitslose wieder in 
den Arbeitsmarkt eingegliedert werden.
http://www.bundesregierung.de/Content/DE/
Artikel/2011/04/2011-04-06-nationales-reform-
programm.html

Regionaler Sozialbericht
Der Anfang 2012 erschienene „Regionale Sozialbe-

richt Berlin und Brandenburg für das Jahr 2010“ bie-
tet ein umfassendes Abbild der sozialen Lage der Be-
völkerung von Berlin und Brandenburg. Dem Bericht 
des Amtes für Statistik Berlin-Brandenburg zufolge 
müssen in Berlin neben Kindern und Jugendlichen 
vor allem Menschen mit Migrationshintergrund und 
schlechter Ausbildung in armen Verhältnissen leben. 
Demnach gilt fast jeder dritte Berliner aus Migrations-
verhältnissen als armutsgefährdet, wobei bei Men-
schen mit einem niedrigen Bildungsstand sogar mehr 
als jeder Dritte zu verarmen droht. Armut ist innerhalb 
Berlins unterschiedlich ausgeprägt. Ganz vorn im Ran-
king armer Bezirke befindet sich Neukölln, wo mehr 
als 20 % der Bevölkerung von Armut bedroht sind. 
Jeder Dritte hat hier einen niedrigen Bildungsstand 
und ist auf staatliche Leistungen wie Hartz IV, Asylbe-
werberleistungen, Altersgrundsicherung oder andere  
Sozialleistungen angewiesen. Ganz unten im Bezirks-
vergleich steht Steglitz-Zehlendorf: Hier sind lediglich 
8,6 % von Armut und sozialer Ausgrenzung bedroht.   

Insgesamt stellt sich die Lage in Brandenburg et-
was entspannter dar. Die Armutsgefährdungsquote 
beläuft sich hier auf 13,6 % und hat sich seit 2005 um 
0,7 % verbessert.
http://www.statistik-berlin-brandenburg.de/ein-
zelseiten/RegionalerSozialbericht.asp

Monitoring Soziale Stadtentwicklung
Im Jahre 1998 entwickelte der 2011 verstorbene 

Berliner Stadtsoziologe Prof. Dr. Hartmut Häußermann 
das Gutachten „Sozialorientierte Stadtentwicklung“. 

Aktionsräumeplus

Das Monitoring Soziale Stadtentwicklung 2008 identifizierte folgende fünf große zusammenhän-
gende Gebiete mit hoher Problemverdichtung: Kreuzberg-Nordost, Neukölln-Nord, Wedding/
Moabit, Spandau-Mitte und Nord-Marzahn/Nord-Hellersdorf. Die Gebiete, in denen insgesamt etwa 
ein Viertel der Berliner Bevölkerung lebt, sind geprägt durch hohe und verfestigte Arbeitslosigkeit, 
hohe Anteile von Personen, die von Transferzahlungen abhängig sind und einer einseitigen sozio
demografischen Entwicklung. In Zusammenarbeit mit den zuständigen Bezirksämtern hat der 
Berliner Senat die Initiative Aktionsräumeplus auf den Weg gebracht, die im Juni 2010 beschlossen 
wurde. In den ausgewählten Aktionsräumen konzentrieren Senat und Bezirk ihre Aktivitäten mit 
dem Ziel, Bewohnerinnen und Bewohnern der benachteiligten Gebiete bessere Zukunftschancen 
zu erschließen. Vor allem sollen jungen Menschen durch bessere Bildungsmöglichkeiten neue 
Perspektiven eröffnet werden.
http://www.stadtentwicklung.berlin.de/soziale_stadt/aktionsraeume_plus/index.shtml

„Armutsgefährdung in 
Deutschland (Quelle: 
Statistisches Bundesamt“)

Land
%

2005 2010 2011
Baden-Württemberg 10,6 11,0 11,2
Bayern 11,4 10,8 11,3
Berlin 19,7 19,2 21,1
Brandenburg 19,2 16,3 16,9
Bremen 22,3 21,1 22,3
Hamburg 15,7 13,3 14,7
Hessen 12,7 12,1 12,7
Mecklenburg-Vorpommern 24,1 22,4 22,2
Niedersachsen 15,5 15,3 15,7
Nordrhein-Westfalen 14,4 15,4 16,6
Rheinland-Pfalz 14,2 14,8 15,1
Saarland 15,5 14,3 15,6
Sachsen 19,2 19,4 19,6
Sachsen-Anhalt 22,4 19,8 20,5
Schleswig-Holstein 13,3 13,8 13,8
Thüringen 19,9 17,6 16,7
Deutschland 14,7 14,5 15,1
Nachrichtlich: 
Früheres Bundesgebiet  
(ohne Berlin)

13,2 13,3 14,0

Neue Bundesländer  
(einschließlich Berlin)

20,4 19,0 19,5

http://www.bundesregierung.de/Content/DE/Artikel/2011/04/2011-04-06-nationales-reformprogramm.html
http://www.bundesregierung.de/Content/DE/Artikel/2011/04/2011-04-06-nationales-reformprogramm.html
http://www.bundesregierung.de/Content/DE/Artikel/2011/04/2011-04-06-nationales-reformprogramm.html
http://www.statistik-berlin-brandenburg.de/einzelseiten/RegionalerSozialbericht.asp
http://www.statistik-berlin-brandenburg.de/einzelseiten/RegionalerSozialbericht.asp
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Dieses galt fortan als wissenschaftliche Grundlage und 
Begründung für die Einrichtung des Berliner Quar-
tiersmanagements und der „Aktionsräumeplus“ (siehe 
Infokasten). Das Gutachten schuf erstmalig ein Pro-
blembewusstsein für sozial benachteiligte Gebiete. 
Es legte den Grundstein für die kontinuierliche Be-
obachtung der sozialen Situation von Stadtteilen – 
dem sogenannten Monitoring Soziale Stadtentwick-
lung, das nunmehr seit zwölf Jahren Analysen und 
Handlungsempfehlungen zu kleinräumigen, sozial-
räumlichen und sozialstrukturellen Entwicklungen 
in Teilgebieten Berlins liefert. Das Monitoring Sozi-
ale Stadtentwicklung ist zudem Grundlage bei der 
Festlegung von Gebieten für das Bund-Länder-Pro-
gramm „Soziale Stadt“.

Das aktuelle Monitoring gibt unter anderem fol-
gende Handlungsempfehlungen: So gilt es, die lokale 
Ökonomie durch Maßnahmen zur Weiterbildung 
und Qualifizierung, aber auch durch ein verstärktes 
Einsetzen für ein sozialverträgliches Lohnniveau zu 
stabilisieren. Zudem bleibe die Bekämpfung der sich 
stark konzentrierenden Kinderarmut eine der zentra-
len Herausforderungen, wobei die laufenden Akti-
vitäten zur Bekämpfung der Kinderarmut im Rah-
men der Aktionsräumeplus wichtige Ansatzpunkte 
liefern. Darüber hinaus erfordere der steigende An-
teil Jugendlicher mit Migrationshintergrund in so-
zial problematischen Gebieten eine Förderung der 
Chancengleichheit. So müsse auf eine weitere Ver-
besserung der Bedingung an Grundschulen geach-

tet und das Kitaangebot bedarfsgerecht ausgebaut 
werden. Demzufolge sollten Eltern in ihrer Erzie-
hungskompetenz gestärkt und lokale Bildungsver-
bünde unterstützt werden. Das Monitoring emp-
fiehlt in diesem Zusammenhang, Familienzentren 
auszubauen, die als vertrauter Treffpunkt dienen 
und betroffene Menschen bei der Bewältigung ih-
rer täglichen Aufgaben unterstützen. Hierbei seien 
besonders Stadtteil- und Nachbarschaftszentren 
miteinzubeziehen. 

Insgesamt ergibt das aktuelle Monitoring Soziale 
Stadtentwicklung für den Beobachtungszeitraum 
31. 12. 2009 – 31. 12. 2010, dass sich die Situation in den 

Kinderarmut
Laut Kinderschutzbund leben in Deutschland rund 2,5  Millionen Kinder – d. h. 19,4  % aller 
Personen unter 18 Jahren – in Einkommensarmut. Wie eine von der Arbeiterwohlfahrt (AWO) 
durchgeführte Langzeitstudie ergab, ist Armut der größte Risikofaktor für die Entwicklung von 
Kindern und Jugendlichen. Die Studie begleitete über 15 Jahre 900 arme und nicht arme Kinder, 
die erstmals als 5- bzw. 6-jährige im Kindergarten und letztmals 2009 bzw. 2010 als 16- und 
17-jährige befragt wurden. Heraus kam, dass Einkommen und Bildungshintergrund der Eltern 
sowie die Familienform, in der das Kind groß wird, bestimmend für die Entwicklung sind. „Um 
Armut zu verhindern, müssen Eltern über sichere Arbeit mit armutsfesten Löhnen und über 
Betreuungs- und Bildungsangebote für ihre Kinder verfügen, damit diese ganztägig qualitativ 
versorgt werden“, erklärt der AWO-Bundesvorsitzende Wolfgang Stadtler. Eine Lösung sieht 
die AWO neben der Unterstützung der Eltern in der Stärkung von Einrichtungen, wie Kitas, 
Jugendzentren und Familienberatungen. „Starke Institutionen können Kindern das bieten, 
was sie zu Hause eventuell nicht bekommen“, fasst Studienleiterin Gerda Holz vom Institut für 
Sozialarbeit und Sozialpädagogik (ISS) zusammen. 
http://www.awo.org/aktuelles-und-presse/presse/einzelansicht/?no_cache=1&tx_
ttnews%5Btt_news%5D=527

Eine frühe Sprachförderung 
kann spätere Armut  
verhindern.

http://www.awo.org/aktuelles-und-presse/presse/einzelansicht/?no_cache=1&tx_ttnews%5Btt_news%5D=527
http://www.awo.org/aktuelles-und-presse/presse/einzelansicht/?no_cache=1&tx_ttnews%5Btt_news%5D=527
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belasteten Planungsräumen nicht verschlechtert und 
sich in manchen sogar kontinuierlich verbessert.
http://www.stadtentwicklung.berlin.de/planen/
basisdaten_stadtentwicklung/monitoring/index.
shtml

Die Rolle der Strukturfonds
Der Europäische Fonds für regionale Entwicklung 

(EFRE) konzentriert sich in der laufenden Förderperi-
ode auf die finanzielle Unterstützung von Quartiers-
managements im Rahmen des Programms zur integ-
rierten Stadtentwicklung „Zukunftsinitiative Stadtteil“ 
(ZIS). Auch in der kommenden Förderperiode sollen 

EFRE-Mittel für die Verbesserung der sozialen Inte-
gration – insbesondere in Problemgebieten – ein-
gesetzt werden und gute Teilhabechancen für alle 
Bevölkerungsgruppen sichern. Hierbei sollen u.a. nied-
rigschwellige Beratungsangebote geschaffen und eine 
sozialräumliche Vernetzung und Öffnung von Einrich
tungen wie Kita, Schulen und Bibliotheken ermög-
licht werden. Darüber hinaus zielt der Mitteleinsatz 
darauf ab, lokale Arbeitsplätze zu schaffen und die wirt-
schaftliche Belebung benachteiligter städtischer Ge-
meinschaften vorzutreiben. 

Der Europäische Sozialfonds (ESF) förderte schon 
in den vergangenen Jahren eine Vielzahl an Projekten 
und Maßnahmen, die in Berlin Arbeits- und Ausbil-
dungsplätze schaffen und hilfsbedürftige Menschen 
unterstützen. Ab 2014 sollen die Fördergelder auf be-
stimmte Ziele konzentriert werden, wobei 20 % der 
Mittel für die Bekämpfung von Armut und sozialer Aus-
grenzung vorzusehen sind. Das Land Berlin schlägt 
für die künftige Gestaltung des Operationellen Pro-
gramms vor, die berufliche Weiterbildung für gering 
qualifizierte Arbeitskräfte – insbesondere für solche, 
die durch atypische Beschäftigungsbedingungen von 
Arbeitslosigkeit bedroht sind – zu verbessern und die 
aktive Eingliederung von Arbeitslosen voranzutreiben. 
Gefördert werden sollen darüber hinaus Projekte der 
beruflichen Weiterbildung und Beratung für Langzeit-
arbeitslose, Projekte zur Förderung der sozialen Inte-
gration von Menschen mit bestimmten Problemlagen 
und Mikroprojekte zur Verstärkung des lokalen und so-
zialen Zusammenhalts (im Rahmen der „Bezirklichen 
Bündnisse für Wirtschaft und Arbeit“ – BBWA). Kon-
kret plädiert der Senat für eine Neuausrichtung der 
Förderpolitik und hat diese bereits im laufenden Jahr 
eingeleitet. So sei man in der Vergangenheit davon 
ausgegangen, dass ein Teil der langzeitarbeitslosen 
Menschen auch mittelfristig  nicht in den regulären Ar-
beitsmarkt zu integrieren ist. Aus diesem Grunde schuf 
man einen öffentlich geförderten Beschäftigungssek-
tor, der eine dauerhafte Beschäftigung im zweiten 
Arbeitsmarkt ermöglichte. Auch im Hinblick auf den 
einsetzenden Arbeitskräftemangel soll der Fokus in 
Zukunft aber wieder stärker auf Aktivierungsbemü-
hungen gerichtet werden, die einen Wiedereinstieg  
Arbeitsloser in ein reguläres – ungefördertes – Erwerbs-
leben im ersten Arbeitsmarkt erleichtern. 

„Armut in Europa (Quelle: 
Statistisches Bundesamt“)

Region / EU-Mitgliedstaat

Schwellenwert 
für Armutsge-

fährdung
(Alleinlebende)

Erhebungsjahr 2010
Armutsgefährdungsquote nach Sozialleistungen

Alter von ... bis unter ... Jahren
Insgesamt unter 18 18 bis 65 65 und älter

EUR/Jahr Anteil in %
Durchschnittswerte

EU insgesamt – 16,4 20,5 15,3 15,9
Eurozone – 16,1 20,1 15,2 15,2
EU-12-neu – 16,9 23,2 15,7 14,6

Mitgliedstaaten der EU
BE Belgien 11 678 14,6 18,3 12,1 19,4
BG Bulgarien 1 810 20,7 26,8 16,0 32,2
CZ Tschechische Republik 4 235 9,0 14,3 8,1 6,8
DK Dänemark 15 401 13,3 10,9 12,9 17,7
DE Deutschland 11 278 15,6 17,5 15,6 14,1
EE Estland 3 436 15,8 17,3 15,6 15,1
IE Irland 11 929 16,1 19,7 15,5 10,6

GR Griechenland 7 178 20,1 23,0 19,0 21,3

ES Spanien 7 818 20,7 26,2 19,0 21,7
FR Frankreich 12 027 13,5 18,4 12,8 9,7
IT Italien 9 562 18,2 24,7 16,9 16,6
CY Zypern 10 668 17,0 14,9 12,3 45,2
LV Lettland 2 722 21,3 26,6 20,5 18,8
LT Litauen 2 436 20,2 23,3 21,8 10,2
LU Luxemburg 19 400 14,5 21,4 13,9 5,9
HU Ungarn 2 544 12,3 20,3 11,9 4,1
MT Malta 6 275 15,5 20,4 13,3 18,8
NL Niederlande 12 175 10,3 13,7 10,1 5,9
AT Österreich 12 371 12,1 14,3 10,7 15,2
PL Polen 2 643 17,6 22,5 16,9 14,2
PT Portugal 5 207 17,9 22,4 15,7 21,0
RO Rumänien 1 222 21,1 31,3 19,2 16,7
SI Slowenien 7 042 12,7 12,6 11,0 20,2
SK Slowakei 3 670 12,0 18,8 11,2 7,7
FI Finnland 12 809 13,1 11,4 12,3 18,3
SE Schweden 11 825 12,9 13,1 11,9 15,5
UK Vereinigtes Königreich 10 263 17,1 20,3 14,9 21,4
Nachrichtlich:
IS Island 10 992 9,8 12,6 9,6 4,9
NO Norwegen 19 438 11,2 11,7 10,8 12,0
CH Schweiz 18 409 15,0 17,5 11,2 27,4

http://www.stadtentwicklung.berlin.de/planen/basisdaten_stadtentwicklung/monitoring/index.shtml
http://www.stadtentwicklung.berlin.de/planen/basisdaten_stadtentwicklung/monitoring/index.shtml
http://www.stadtentwicklung.berlin.de/planen/basisdaten_stadtentwicklung/monitoring/index.shtml
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Fragen an: Margarete Rudzki

Margarete Rudzki
Policy officer / Programme manager
European Commission  

DG Employment, Social Affairs and Inclusion
Unit F.2 ESF - Germany, Austria, Slovenia‘ 

E-Mail: margarete.rudzki@ec.europa.eu
Tel.: +32 2 29 91397

Die Bekämpfung von Armut ist ein  
vielschichtiges Thema
PUNKT: Aus dem aktuellen Armuts- und Reichtums

bericht der Bundesregierung Deutschland geht hervor, 

dass die Reichen immer reicher und die Armen immer 

ärmer werden. Wie beurteilen Sie die Ergebnisse? 

Dass die Einkommensschere und die Verteilung 
des Vermögens immer weiter auseinandergehen, 
wissen wir schon länger. Die entscheidende Frage 
ist: Was wird auf politischer Ebene getan, um dies zu 
stoppen? Hier müssen gesetzliche Regelungen ge-
schaffen werden. Auch der weitere Anstieg von aty-
pischer Beschäftigung und  Altersarmut muss verhin-
dert werden. Der ESF kann hier nur begrenzt helfen, 
auch wenn er maßgeblich die Lebenschancen der 
Menschen verbessern kann und verhindert, dass 
Menschen in die Armutsfalle geraten. Die Bekämp-
fung von Armut und sozialer Ausgrenzung wird in 
der künftigen ESF-Förderperiode daher einen be-
sonders wichtigen Platz einnehmen. 

PUNKT: Mehr als jede(r) fünfte Berliner(in) ist von Armut 

bedroht. Wo sehen Sie in Metropolen wie der deutschen 

Hauptstadt den dringendsten Handlungsbedarf bei der 

Bekämpfung von Armut und sozialer Ausgrenzung?

Die Bekämpfung von Armut ist ein vielschich-
tiges Thema und steht in engem Zusammenhang 
mit sozialer Ausgrenzung. Daher ist es wichtig, schon 
früh mit präventiven Maßnahmen zu beginnen,  um 
Armutsbedrohung bereits im Keim zu ersticken. Die 
Kausalität zwischen Interventionen in frühkindliche 
Bildung und  späterer Armutsreduktion ist durch 
mehrere Studien bewiesen. Maßnahmen wie z.B. 
die Verbesserung der deutschen Sprachkenntnisse 
von Migrationskindern, als auch in weiterer Folge die 
Reduzierung von Schulabbrecherquoten sind eine 
Vorbedingung, um spätere Armut bereits im Vorfeld 
zu bekämpfen. Hier kann der ESF wertvolle Arbeit 
leisten. Schaffung von existenzsichernder Erwerbs-
arbeit ist darüber hinaus die beste Absicherung 
gegen Armut, insbesondere gegen Altersarmut.  

Der Integration von Langzeitarbeitslosen durch ent-
sprechende Qualifizierungsmaßnahmen als auch le-
benslangem Lernen kommt hierbei eine besondere 
Bedeutung zu.

PUNKT: Mit Hilfe des Europäischen Sozialfonds (ESF) 

konnten bereits in der Vergangenheit wichtige Projekte 

und Maßnahmen zur Armutsbekämpfung auf den Weg 

gebracht werden. Welche Ziele sollten Ihrer Meinung 

nach in der kommenden Förderperiode verfolgt werden? 

Für die kommende Förderperiode wird es vor 
allem wichtig sein, den ESF thematisch zu konzen-
trieren. Konkret heißt dies, die Fördergelder auf ei-
nige wenige Prioritäten zu begrenzen, um  dadurch 
Sichtbarkeit und europäischen Mehrwert von ESF-
Maßnahmen sicherzustellen.  Da weniger Geld zur 
Verfügung stehen wird, wird es vor allem wichtig 
sein, Synergien herzustellen, Überschneidungen 
zwischen den Programmen zu vermeiden und ei-
nen komplementären Einsatz der Fonds sicherzustel-
len. Thematisch bleiben für den ESF die folgenden 
Kernziele aktuell: Anhebung des Bildungsniveaus 
benachteiligter Bevölkerungsgruppen, Aktivie-
rungsmaßnahmen für Langzeitarbeitslose und Maß-
nahmen zur Steigerung des Frauenanteils an der Be-
schäftigtenquote. 

Es gilt, Menschen vor der 
Armutsfalle zu schützen.



Netzwerk Arbeit und seelische Gesundheit
Bundesweit einzigartiges Kooperationsprojekt bringt Menschen,  
die von seelischer Erkrankung betroffen sind, wieder in Arbeit

„Es ist gut, dass es diesen Verein gibt. Hier kann Menschen wie mir sehr 
gut geholfen werden. Ich hoffe und wünsche, dass es dieses Netzwerk 
lange geben wird“. 

So und ähn-
lich lauten die 
Rückmeldungen 
über das Koopera
tionsprojekt von 
Albatros gG-
mbH, WIB-Wei-
ßenseer Integra-
t i o n s b e t r i eb e 
GmbH und LWB- 

Lichtenberger Werkstatt für Behinderte gGmbH im 
Berliner Bezirk Lichtenberg. Im Rahmen des ESF-
Förderprogramms „Partnerschaft – Entwicklung - 
Beschäftigung“ (PEB), unterstützt durch das JobCen-
ter Lichtenberg,haben Lichtenberger Bürgerinnen 
und Bürger, die seelisch erkrankt sind oder Sucht-
mittel konsumieren, seit Dezember 2010 eine An-
lauf- und Beratungsstelle, um zurück in Arbeit und 
Beschäftigung zu finden. 

Zentrale Bestandteile des Projekts  
sind die drei Teilbereiche  
Anonyme Beratung, Individuelle 
Begleitung und Netzwerkarbeit.

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bringen 
umfangreiches fachspezifisches Wissen bezüglich 

beruflicher Integration und psychischer Erkran-
kungen mit und sind im Bezirk gut vernetzt. Durch 
die anonyme Beratung gelingt es, die Hemmschwelle 
zu verringern und den Ratsuchenden in einem er-
sten Gespräch Orientierung für weitere Schritte und 
Maßnahmen zu geben. Über die Erfassung der be-
ruflichen und persönlichen Situation können rea-
listische berufliche Zielvorstellungen entwickelt 
werden. Mehr als 80% der bisherigen Beratungen 
betrafen Menschen, die ohne Arbeit sind; die über-
wiegende Mehrheit bezog Leistungen nach SGB II.

Nach mehr als einem Jahr Beratungstätigkeit be-
stätigte sich die Vermutung, dass viele Menschen 
nur unzureichend über die ihnen zur Verfügung ste-
henden Angebote informiert sind. Das Projekt hat 
den Anspruch, Hilfe schnell und passgenau anzubie-
ten, sei es bei der Beantragung von Leistungen, bei 
der Suche nach einem beruflichen Neuanfang oder 
einem geeigneten Arbeitsplatz oder auch beim Fin-
den einer geeigneten therapeutischen Einrichtung. 

Die Anliegen der Ratsuchenden sind zwar vielfäl-
tig, im Vordergrund steht jedoch der Wunsch nach 
Integration in den ersten Arbeitsmarkt und die Un-
terstützung bei der Suche nach neuen beruflichen 
Perspektiven. 

Individiuelle Begleitung
Deshalb bietet das Projekt über die anonyme Be-

ratung hinaus eine umfangreiche individuelle Be-
gleitung an. Das Hauptziel „Integration in den ersten 
Arbeitsmarkt“ wird von den Teilzielen „Psychische 
Stabilisierung durch therapeutische Anbindung, Ta-
gesstrukturierung und Beschäftigung auf dem zwei-
ten Arbeitsmarkt“ begleitet. Methoden sind indi-
viduelles Coaching und wöchentliche Beratungen 
über 9 Monate (oder länger) hinweg. Die Nachfrage 
für die insgesamt 20 Plätze ist groß. Während der bis-
herigen Projektlaufzeit wurden 81 Klient/-innen be-
treut. Insgesamt 10 Arbeitsverträge und 24 Teilhabe-
möglichkeiten an Arbeit weist die Erfolgsbilanz des 
Projekts auf – bei einer Abbruchquote von nur 5 %. 
Neben der individuellen Betreuung, die die Unter-

Anonyme Beratung – Zahlen [Stand: 07. 09. 2012]

• 80	 %	 ALG II Bezug
• 4,4	 %	 ALG I Bezug
• 8,1	 %	 EU-Rente
• 7,6	 %	 ohne Leistungen
• 0,8	 %	 anderes

• 49,3	%	 in Arbeit
• 20,7	%	 selbstständig
• 17,2	 %	� in Arbeit im 

Krankengeldbezug
• 13,8	%	 Ausbildung ohne Arbeit 

84,1 %

in Arbeit 
10,2 %

O. A. 
5,7 %
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Mitarbeiter und Mitarbeiter
innen des Projektes bieten 
anonyme Beratung und 
eine umfangreiche indivi
duelle Begleitung.



stützung beim Schreiben von Bewerbungen, Trai-
nings von Vorstellungsgesprächen ebenso umfasst 
wie Maßnahmen zur Erhöhung des Selbstwertge-
fühls und den Abbau von Angst vor dem Wieder-
einstieg, begleiten die Projektmitarbeiter/-innen die 
Klient/-innen auch im Einarbeitungsprozess in Un-
ternehmen. Das Netzwerk spricht beispielsweise  mit 
kooperierenden Unternehmen ab, wie Stundenzahl 
und Leistungsfähigkeit am Arbeitsplatz stufenweise 
gesteigert werden können.

Herausforderung: Vernetzung  
der Akteure im Bereich Arbeit  
und Beschäftigung

Eine der größten Herausforderungen des Pro-
jekts liegt im dritten Teilbereich, dem Auf- und Aus-
bau bezirklicher Netzwerke im Bereich Arbeit und 
Beschäftigung. Alle Akteure, wie die im Bezirk wir-
kenden Behörden, Träger von Zuverdienstplätzen 
und Werkstätten für behinderte Menschen, Integra-

tionsbetriebe, Unternehmen und Gewerbetreibende 
sind bereits für Kooperationen gewonnen worden 
oder werden weiterhin angesprochen. Mit der Ver-
anstaltungsreihe „Arbeit ist MEHR als der Lohn in 
der Tüte“ zum Thema Arbeit und seelische Gesund-
heit werden Unternehmen für das Thema sensibili-
siert und zur Zusammenarbeit angeregt. Vom Netz-
werk besonders gewünscht wird die Bereitstellung 
von Praktikumsplätzen. Klientinnen und Klienten soll 
damit ein niederschwelliger Einblick und Einstieg in 
die Arbeitswelt (wieder) ermöglicht werden und die 
Unternehmen haben gleichzeitig die Chance, po-
tentielle motivierte Arbeitnehmer/-innen kennen 
zu lernen bzw. zu gewinnen. Darüber hinaus bera-
ten die Mitarbeiter/-innen interessierte Unterneh-
men zu Fördermöglichkeiten und unterstützen sie 
bei der Antragstellung. Das Netzwerk vermittelt Kon-
takte zu Integrationsunternehmen, Werkstätten für 
behinderte Menschen oder anderen sozialen Be-
schäftigungsprojekten, um z.B. Aufträge zu verge-
ben und gegebenenfalls die Ausgleichsabgabe zu 
reduzieren.

Was ist das Programm PEB?
Die Bezirklichen Bündnisse für Wirtschaft und Ar-

beit verfügen seit 2009 mit dem Förderprogramm 
Partnerschaft - Entwicklung- Beschäftigung (PEB) 
über ein Instrument, das zusätzliche Möglichkeiten 
eröffnet, um neue Ideen für lokale Partnerschaften 
und Beschäftigung zu entwickeln und längerfristige 
Projekte zu beginnen. 

Hier geht es vor allem darum, Beschäftigungs-
potenziale und neue Beschäftigungsfelder zu er-
schließen sowie Modellprojekte zu erproben, um so 
die berufliche wie soziale Integration benachteiligter 
Personengruppen zu verbessern. Das Programm 
wird vom  ESF mit höchstens 50 % der Projektko-
sten bzw. 250.000 Euro kofinanziert. Die Projektlauf-
zeit beträgt bis zu 3 Jahren.  

Termine und Themen der Veranstaltungsreihe  

„Arbeit ist MEHR als der Lohn in der Tüte“:

27. 11. 2012: �Entschleunigung – Wege aus dem Hamsterrad 

– Burnout vermeiden aber wie? 

29. 01. 2013: �Führung und Gesundheit – Gesund führen,  

auch unter schwierigen Bedingungen. 

Zeit und Ort: �18.00 – 19.30 im Rathaus Lichtenberg,  

Möllendorffstr. 6, 10367 Berlin

0 10 20 30 40 50 60 70 80 90

absolut

Integration  1. Arbeitsmarkt

Neuorientierung  berufl. Perspektiven
Beratung LTA* /  

Rente / GdB* / WfbM* /  ärztl. Gutachten
Einbindung psycho­soziales Hilfesystem

Anliegen  nicht eindeutig

Beratung Berufsausbildung

Integration  2. Arbeitsmarkt

Entlastungs gespräch

Klärung der Arbeitsfähigkeit

Stabilisierung /  
Klärung Berufsleben / Mobbing

85

67

28

27

20

19

17

12

7
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Anliegen der Ratsuchenden:

* �LTA: Leistungen zur Teilhabe am 
Arbeitsleben

* �GdB: Grad der Behinderung
* �WfbM: Werkstätten für behinderte 

Menschen
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Projektträger:  
Albatros gGmbH,  
Anschrift: Normannenstr. 
37, 10367 Berlin, 
Telefon: 030 – 484 800 
880,  
E-Mail: kontakt@arbeit-
netzwerk.de
www.arbeit-netzwerk.de

Projektlaufzeit: 
1. 12. 2010 – 30. 11. 2013

Finanzierung:  
ESF: 250 000 Euro (im 
Rahmen des Förderpro
gramms PEB), 
JobCenter Lichtenberg: 
244.990 Euro



Der Blick auf einen Stadtplan Berlins zeigt unzähli-
ge grüne Flecken. Nicht nur am Stadtrand, wo aus 
der Hauptstadt langsam Brandenburg wird. Nicht  
nur  am  Stadtrand,der Grenze zu Brandenburg.  
Überall sind unbebaute Flächen erkennbar. Viele 
von ihnen sind alte Industriebrachen. Ungenutzt 
und ungepflegt.

Langsam erobern die Hauptstädterinnen und 
Hauptstädter diese Flächen zurück. Angespornt von 
der globalen Bewegung des „Urban Farming“ entste-
hen im Innenstadtbereich immer mehr Gartenanlagen. 
Etwa auf dem Tempelhofer Feld oder nahe des Moritz-
platz. Es geht um den Wunsch nach Selbstversorgung 
und die Möglichkeit eines nachhaltigen Lebensstils – 
auch in der Großstadt. So züchten die Anwohnerinnen 
und Anwohner auf kleinen Beeten allerlei Obst und Ge-
müse – von der Erdbeere bis zur Tomate.

Initiiert wurde die Idee der urbanen Landwirtschaft 
unter anderem durch die Agrarbörse Deutschland Ost 
e. V. Ihr Geschäftsführer, Dieter Lauf, ist überzeugt da-
von, dass extensive Landwirtschaft auch in Ballungs-
zentren eine sinnvolle 
Ergänzung zur Stadtent-
wicklung sein kann. 

„Die Agrarbörse ent-
stand in der Wendezeit 
aus der Grundüberzeu-
gung, dass bei dem Struk-
turentwicklungsprozess 
der ostdeutschen Landwirtschaft Unterstützung in 
Richtung der Heranführung an die Marktwirtschaft 

und Unternehmensentwicklung notwendig war“, er-
klärt Lauf. Im Rahmen eines Modellprojekts leistete 
die Agrarbörse Hilfe bei der Umstrukturierung der 
Landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaf-
ten und bei der Warenvermittlung. Der Verein ent-
wickelte eine Datenbank, in der Landwirte ihre An-
gebote sowie Bedarfe einstellen konnten. 

Als das Projekt 1993 auslief, erfolgte innerhalb des 
Vereins eine Umorientierung. „Wir hatten schon da-
mals festgestellt, dass gerade in Berlin das Wissen um 
agraische Produktion sehr gering ausgeprägt ist“, er-
innert sich Dieter Lauf. Die Umweltbildung wurde des-
halb ein wichtiger Schwerpunkt der Agrarbörse. 

Heute hat sich die Projektarbeit deutlich ergänzt – 
vor allem in Richtung sozialer und kultureller Projekte. 
Aktuell betreut die Agrarbörse ca. 35 öffentlich geför-
derte Projekte in sieben Berliner Bezirken. Darunter 
zahlreiche Programme zur Arbeitsförderung. 

Dabei will der Verein keineswegs billige Beschäf-
tigung schaffen. Vielmehr wollen Lauf und sein Team 
den Projekt-Teilnehmerinnen und -Teilnehmern die 
gesellschaftliche Teilhabe ermöglichen; ihnen das Ge-

fühl geben, etwas für die 
Gemeinschaft zu tun und 
somit ihr Selbstwertgefühl 
steigern. 

Vor rund drei Jahren 
baute die Agrarbörse über 
das Umweltentlastungs-
programm (UEP) im Land-

schaftspark Herzberge – mitten in der Plattenbauland-
schaft Lichtenbergs – einen Landwirtschaftsbetrieb auf 
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Urbane Landwirtschaft: eine Chance für Berlin

Eine Schafherde mitten in 
der Stadt – die Agrarbörse 
Deutschland Ost e.V. macht 
es möglich.

Ein Projekt der Agrarbörse Deutschland Ost e. V. 
wertet Freiflächen in Marzahn auf

„Wir wollen den Menschen einerseits die  
Landwirtschaft näher bringen und  

andererseits ihr unmittelbares Umfeld  
neu gestalten.“

Dieter Lauf, Geschäftsführer  
Agrarbörse Deutschland Ost e.V.



Ansprechpartner:
Agrarbörse  
Deutschland Ost e.V. 
Geschäftsführer  
Dieter Lauf 
Tel.: 030 / 5360850 
Mobil: 0172 / 8047436 
E-Mail:  
d.lauf@agrar-boerse-ev.de
www.agrar-boerse-ev.de

– getreu der Idee des Urban Farming. „Wir wollen den 
Menschen einerseits die Landwirtschaft näher brin-
gen und andererseits ihr unmittelbares Umfeld neu 
gestalten“, führt Geschäftsführer Dieter Lauf aus. Und 
so begannen er und seine Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter, das Konzept auch in andere Bezirke zu tragen. 

Im Rahmen des Mikroprojekts „Urbane Landwirt-
schaft: Naturschutzgerechte Landschaftspflege und 
Entwicklung eines attraktiven Erscheinungsbildes“ 
werteten sie im vergangenen Jahr mühsam eine alte 
Schuttbrache im Norden Marzahns auf. Betonbrocken, 
ja sogar Kanister mit Salzsäure traten dabei zu Tage. 
„Wir haben die Fläche aufbereitet, sie eingezäunt und 
mit drei Bullen beweidet“, erklärt Lauf. Später kamen 
weitere Rinder und eine Schafherde hinzu.

Unterstützt wurde die Agrarbörse durch das Pro-
gramm „Lokales Soziales Kapital“ (LSK), das Kleinstvor-
haben fördert, die sich dafür einsetzen, den sozialen 
Zusammenhalt zu stärken und Beschäftigungschancen 
für benachteiligte Personen zu entwickeln. 

„Am Anfang gab es gegenüber dem Projekt Vor-
behalte unter den Bürgern“, berichtet Lauf. Für viele 
bedeutete es zunächst nur das Ende ihres Hundeaus-
laufplatzes. Mit Bürgerbesprechungen und Veranstal-
tungen wurde versucht, die Bedenken schrittweise zu 
zerstreuen. 

Während der einjährigen Projektlaufzeit arbeitete 
die Agrarbörse eng mit dem Bezirksamt, dem Verwalter 
des öffentlichen Grüns, zusammen: für beide Partner 
eine Win-Win-Situation. „Denn“, so Dieter Lauf, „der Be-
zirk hat den Vorteil, dass er bestimmte Flächen aus der 
Pflege herausnehmen kann und damit Kosten spart.“ 

Ziel des Projektes war jedoch nicht nur die Auf-
wertung verwahrloster Freiflächen. Den Anwohnern 
sollten gleichzeitig die vielfältigen beruflichen Mög-
lichkeiten im landwirtschaftlichen Bereich aufge-
zeigt werden. Daher gründete die Agrarbörse einen 
kleinen Schäfereibetrieb, die ADO GmbH, mit zwei 
Festangestellten und einem Lehrling. Der junge Aus-
zubildende kam über den Tierhof Marzahn – eben-
falls eine Einrichtung der Agrarbörse – zum Projekt. 
Er hatte Interesse an der Tierpflege, wusste aber 
nicht recht, was er nach dem Schulabschluss ma-
chen sollte. 

Die Tierzucht in der Stadt birgt vielerlei Heraus-
forderungen, aber auch großes Potenzial. Geschäfts-
führer Dieter Lauf sieht im Urban Farming daher eine 
Chance, wieder landwirtschaftliche Arbeitsplätze in 
Berlin zu schaffen. 

Unter den Marzahnerinnen und Marzahnern 
spürten Lauf und sein Team distanziertes Interesse 
gegenüber den Veränderungen in ihrer Nachbar-
schaft. „Distanzen sind noch da. Die können nur ganz 
langsam abgebaut werden. Das ist im Rahmen eines 
LSK-Projektes nur schwer möglich“, sagt Lauf. 

Umso wichtiger ist ihm die Nachhaltigkeit des 
Projekts: „Ich kann nur jedem Träger raten, jeden 
Antrag in ein Grundkonzept einzuordnen.“ Denn 
ein LSK-Projekt kann nur ein Schritt in eine langfri-
stige strategische Umsetzung sein. „Das Projekt ist 
zwar fördertechnisch beendet, inhaltlich jedoch noch 
nicht.“ So hofft Dieter Lauf, den Gedanken der exten-
siven urbanen Landwirtschaft noch in viele andere 
Bezirke transportieren zu können. 

E S F - P R O J E K T  I N  B E R L I N

PUNKT H November /  Dezember 2012 H 11

Die Idee einer urbanen 
Landwirtschaft begeistert 
auch die Kleinen.



Seit 20 Jahren fördert der Verein „südost Europa Kultur e.V.“ die Integration von Flüchtlingen, Migrantinnen 
und Migranten aus Südosteuropa. Dabei wurde er ursprünglich zum Kulturaustausch zwischen Berlin und 
dem damaligen Jugoslawien gegründet. Doch schon kurz nach Entstehung verschärften sich die Konflikte 
in der Balkanregion. So wurde schnell klar, dass der wichtigste Schwerpunkt der Arbeit sein würde, den vie-
len Kriegsflüchtlingen in Berlin neue Perspektiven zu geben und sich politisch für sie einzusetzen. „Bis heute 
betreuen wir traumatisierte Flüchtlinge aus dem ehemaligen Jugoslawien“, erklärt Geschäftsführer Michael 
Kraft, „darunter sind auch viele Roma.“

Die Lebensbedingungen vieler Roma in Berlin sind 
prekär: als Mieter unerwünscht, medizinisch unterver-
sorgt. Vielerorts schlagen ihnen Vorurteile entgegen. 

Da Migrantinnen und 
Migranten nach ihrem 
Herkunftsland und nicht 
nach ihrer Ethnie erfasst 
werden, fehlen genaue 
Angaben über die Zahl 
der in der Hauptstadt le-
benden Roma. Kraft weist auf Schätzungen hin, die 
von rund 20.000 Einwanderinnen und Einwanderern 
ausgehen,Tendenz steigend. Vor allem seit dem EU-
Beitritt Rumäniens und Bulgariens wächst die Zahl der 
zugewanderten Menschen stetig.  

Kraft bemängelt die Flüchtlingspolitik der Bun-
desregierung, mit der man auch den Roma begegnet.  

Umso erfreulicher sieht er die Zusammenarbeit unter-
schiedlicher Senatsverwaltungen (die Senatsverwal-
tung für Arbeit, Integration, Frauen, die Senatsverwal

tung für Stadtentwicklung 
und Umwelt, die Senats
verwaltung für Bildung, 
Jugend und Wissenschaft 
sowie die Senatsverwal-
tung für Gesundheit und 
Soziales), um ein Modell-

projekt „Maßnahmen zur Stärkung der Roma-Com-
munity in Berlin“ mit unterschiedlichen Akteuren zu 
fördern und zu begleiten. 

„Was die Situation erschwert“, sagt Michael Kraft, 
„ist, dass viele der Menschen, die aus Rumänien oder 
Bulgarien kommen, in ihren Herkunftsländern häufig 
von Bildung ausgeschlossen sind.“ Deshalb liegt ein 
Schwerpunkt der Arbeit auf der Alphabetisierung. In 
den Volkshochschulen Neukölln und Mitte werden 
entsprechende Kurse für die Roma-Community an-
geboten, die sich vor allem auch an Kinder und Ju-
gendliche richten. Sie dienen zum einen dazu, den 
Migrantinnen und Migranten die deutsche Sprache 
näher zu bringen. Zum anderen haben sie die Auf-
gabe, passgenaues Unterrichtsmaterial bereitzustel-
len und gleichzeitig Lehrkräfte für den Umgang mit 
ihnen zu sensibilisieren. 

Ein weiterer Schwerpunkt des Modellprojektes, 
das finanziell durch das EFRE-Programm „Zukunfts-
initiative Stadtteil“ unterstützt wird, ist es, sicherzu-
stellen, dass die humanitären Bedürfnisse der Zuge-
wanderten erfüllt sind. Eine große Rolle spielen hier 
die medizinische Versorgung und eine umfassende 
Sozialberatung. Denn, so Kraft, gesundheitliche Vor-
sorge – vor dem Hintergrund anderer drängender 
existenzieller Probleme – wird von der Zielgruppe 
häufig vernachlässigt. Auch eine Krankenversiche-
rung fehlt oft. Das Projekt fördert außerdem Aufbau 

Weitere Informationen:
Berliner Strategie zur 
Einbeziehung von aus-
ländischen Roma, die 
vom Senat Berlins am 
17. 07. 2012 bestätigt 
wurde.
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Chancen erhöhen und Partizipation ermöglichen
Der Verein südost Europa Kultur e.V. kämpft für  
die Stärkung der Roma-Community in Berlin

Junge Roma lernen die 
Arbeit in einer Werkstatt 
kennen.

„Wir wollen ein positives Bewusstsein für  
Bildung schaffen und die Familien dazu  
bewegen, ihre Kinder bei der Beschulung  

zu unterstützen.“
Michael Kraft, Geschäftsführung,  

südost Europa Kultur e. V.



und die Betreuung von Selbsthilfegruppen, in denen 
die Teilnehmerinnen und Teilnehmer nach und nach 
Funktionen übernehmen und selber in die Commu-
nity hineinwirken sollen.

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von südost 
Europa Kultur e.V. sind über aufsuchende Sozialar-
beit an die Community herangetreten – zum Beispiel 
in Form von Hausbesuchen. Kraft erklärt: „Wir haben 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die die Mutterspra-
che sprechen. Sie kennen die landestypischen Wege 
der Kontaktaufnahme, die häufig anders verlaufen, 
als wir es gewohnt sind.“

Die Angebote des Modellprojekts – etwa zur Fa-
miliensozial- oder Jugendarbeit – sind auf die Be-
dürfnisse der jeweiligen Zielgruppe abgestimmt 
und werden von ihnen sehr rege angenommen. Die 
Erfahrungen und Erkenntnisse aus der Arbeit mit 
den Zugewanderten werden auch in Fachgremien 
getragen oder sind Teil von (Weiter-)Bildungsange-
boten unterschiedlicher Berufsgruppen.

Das Vertrauen bei Zugewanderten und der 
sog. Mehrheitsgesellschaft wertet Kraft als einen 
wichtigen Indikator für den Erfolg der jeweiligen 
Projektarbeit. 

„Unsere Gesellschaft ist auf viele Fragen und 
Probleme nicht eingestellt“, meint er. In der Ver-
gangenheit sei daher bei der Integration der Zuge-
wanderten manches schief gelaufen. Erwartungen 
– zum Beispiel an schulische Leistungen – müssten 
realistisch gestaltet werden. Es wäre ein Erfolg, 
wenn Mütter Alphabetisierungskurse besuchten. 
„Wir wollen ein positives Bewusstsein für Bildung 
schaffen und die Familien dazu bewegen, ihre Kin-
der bei der Beschulung zu unterstützen“, so Kraft, 
„um deren Chancen zu erhöhen und Partizipation 
zu ermöglichen.“ 

Letztlich ist es das Ziel des Modellprojektes, 
Wege zu finden, Zugewanderte zu befähigen, sich 
selbst für ihre Rechte und eine gesellschaftliche Teil-
habe einzusetzen. 

Ein weiteres wichtiges Projekt des Vereins un-
ter Konzentration auf das Ziel der beruflichen In-
tegration lautet „Junge Roma in Berlin / Berufliche 
Orientierung zur besseren Integration in den Ar-
beitsmarkt - Maßnahmen gegen Ausgrenzung und 
Diskriminierung“. Dieses wird im Rahmen des ESF-

Programms XENOS durch das Bundesministerium 
für Arbeit und Soziales gefördert.

Ergänzt werden diese Projekte durch die „Anlauf-
stelle für europäische Wanderarbeiterinnen, Wan-
derarbeiter und Roma - Konfliktintervention gegen 
Antiziganismus“, die vor circa drei Jahren mit Un-
terstützung der Senatsverwaltung für Arbeit, Inte-
gration und Frauen ins Leben gerufen wurde. Das 
Büro begleitet Roma zu sozialen Einrichtungen so-
wie Behörden, beschult Kinder und vermittelt bei 
Konfliktsituationen. 

Um der Lage der Sinti und Roma noch besser 
Rechnung tragen zu können, beschloss der Berliner 
Senat Anfang August die „Strategie zur Einbeziehung 
ausländischer Roma“. Sie soll künftig die Heranfüh-
rung der Roma an den Bildungsbereich sowie ihre ge-
sundheitliche Versorgung voranbringen. 
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Um ihnen eine Idee der beruflichen Orientierung zu geben, bekommen diese Mädchen  
einen Einblick in die Hauswirtschaft. 

Im Rahmen des Projektes „Junge Roma in Berlin“ werden gemeinschaftliche  
Exkursionen unternommen.

Ansprechpartner:
südost Europa Kultur e. V.
Großbeerenstraße 88
10963 Berlin–Kreuzberg
Tel.: (030) 2537799–0
Fax: (030) 25298574
E-Mail: 
info@suedost–ev.de
www.suedost-ev.de
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In der aktuellen Krise kommt dem eu-
ropäischen Binnenmarkt eine besondere 
Rolle zu. Dafür müssen EU-Richtlinien je-
doch rechtzeitig von den Mitgliedstaa-
ten umgesetzt werden. Um aufzuzeigen, 
welche Anstrengungen bei der Umset-
zung der Rechtsvorschriften in nati-
onales Recht unternommen wurden, 
erstellt die EU-Kommission in regelmä-
ßigen Abständen einen Binnenmarktan-
zeiger. Die letzte Erhebung befand: Der 
Prozentsatz der nicht fristgerecht umge-
setzten Richtlinien liegt bei 0,9 Prozent 
und damit unter dem Ziel, das sich die 

Staats- und Regierungschefs 2007 selbst 
gesetzt haben. 16 von 27 Mitgliedstaaten 
erfüllten das 1 Prozent-Ziel. Außerdem 
sank die Zahl der nicht ordnungsgemäß 
umgesetzten Richtlinien. In Verbindung 
mit dem Anzeiger schlug die Kommission 
ein Maßnahmenpaket zur Stärkung der 
Binnenmarkt-Governance vor. So sollen 
sich die Mitgliedsländer in einigen Schlüs-
selsektoren, die Wachstum und Beschäf-
tigung versprechen, zu einer „Nulltole-
ranz“ verpflichten. 

http://ec.europa.eu/
internal_market/score/index_de.htm

Viele beliebte Dienste nutzen bereits 
das Cloud-Computing. Und auch für die 
Wirtschaft birgt das Speichern von Daten 
und Software auf entfernten Computern 
großes Potenzial. Es ist schneller, billiger, 
flexibler und sicherer als vor Ort installierte 
IT-Lösungen. Laut Schätzungen kann der 
Einsatz von Cloud-Computing zu Koste-
neinsparungen von zehn bis 20 Prozent 

führen. Doch potenzielle Nutzer schre-
cken bisher noch oft davor zurück, da es 
an gemeinsamen Normen und klaren Ver-
trägen mangelt. Daher hat die EU-Kom-
mission nun eine Strategie zur „Freiset-
zung des Cloud-Computing-Potenzials in 
Europa“ vorgelegt, mit der sie den Einsatz 
von Cloud-Computing verstärken will. Die 
Strategie sieht u. a. vor, bis 2013 technische 

Normen festzuset-
zen und Zertfizie-
rungsprogramme 
für vertrauenswür-
dige Cloud-Anbie-
ter zu entwickeln. 

http://europa.eu/rapid/press-release_
IP-12-1025_de.htm?locale=en

Zum 20-jährigen Jubiläum der 
im Rahmen des Maastrichter-Ver-
trages eingeführten Unionsbürger-
schaft hat die Europäische Kommis-
sion 2013 zum Europäischen Jahr der 
Bürgerinnen und Bürger ausgerufen. 
Das Europäische Jahr soll Bürgerinnen 
und Bürger über ihre Rechte und Mög-
lichkeiten im Rahmen der EU-Bürger-
schaft aufklären – insbesondere über 
ihr Recht auf freie Wahl des Arbeits- 
und Aufenthaltsortes in der EU. Zudem 
soll eine Debatte über die Hindernisse 
angeregt werden, die die Ausübung 
der Rechte erschweren. Last but not 
least gelte es, Bürgerinnen und Bürger 
zur Teilnahme an Bürgerforen über die 
EU-Politik  zu ermutigen, um so eine 
aktivere Beteiligung zu ermöglichen. 
Die Kommission strebt im Rahmen des 
Europäischen Jahres 2013 u. a. eine 
zentral organisierte Kommunikations-
kampagne, thematische Konferenzen 
sowie die Beteiligung an nationalen, 
regionalen und lokalen Veranstal-
tungen in der gesamten EU an.

http://ec.europa.eu/citizenship/
european-year-of-citizens-2013/
index_de.htm

  Mitgliedstaaten setzen EU-Vorschriften  
immer schneller in nationales Recht um   

   Strategie zum Einsatz von Cloud-Computing vorgelegt    

  Europäisches Jahr der 
Bürgerinnen und Bürger   

Angesichts zunehmender Katastro-
phen hat die Europäische Kommission 
die Initiative „EU-Freiwillige für humani-
täre Hilfe“ ins Leben gerufen. Im Rahmen 
der Aktion sollen von 2014 bis 2020 rund 
10.000 interessierte Europäerinnen und 
Europäer die Möglichkeit bekommen, 
sich mit freiwilliger Arbeit in Krisengebie-
ten zu engagieren. „Uns bietet sich hier 
die einmalige Gelegenheit, in diesen Kri-
senzeiten ein positives Signal auszusen-
den: Durch die Hilfe, die über die Initia-
tive „EU-Freiwillige für humanitäre Hilfe“ 
vor Ort geleistet wird, beweisen die Euro-
päer ihre Solidarität mit denjenigen, die 
am dringendsten auf Unterstützung an-

gewiesen sind. Gleichzeitig werden den 
Freiwilligen wichtige Fertigkeiten vermit-
telt. Leben zu retten ist eine existenzielle 
Erfahrung, die keiner von ihnen je ver-
gessen wird. Die Freiwilligenarbeit erfreut 
sich bei den Bürgerinnen und Bürgern al-
ler unserer Mitgliedstaaten zunehmender 
Beliebtheit,“ sagte Kristalina Georgieva, 
EU-Kommissarin für internationale Zusam-
menarbeit, humanitäre Hilfe und Krisenre-
aktion. Als „EU-Freiwillige für humanitäre 
Hilfe“ bewerben können sich europäische 
Staatsbürger und -bürgerinnen und Nicht-
EU-Bürger und Bürgerinnen mit langfri-
stiger Aufenthaltsgenehmigung, die älter 
als 18 Jahre sind.

  Initiative für freiwillige humanitäre Hilfe   
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Die EU-Kommission hat Konsulta-
tionen zum Bürokratieabbau einge-
leitet. Mit einem Aufruf richtet sie sich 
an kleine und mittlere Unternehmen 
(KMU) sowie deren Vertreterverbände. 

Sie sollen dazu beitragen, die zehn 
Rechtsakte zu ermitteln, die für KMU 
die größte Belastung darstellen. Per 
Online-Befragung können sie sich noch bis zum 21. Dezember 2012 zu Fragen wie 
etwa der Anerkennung beruflicher Qualifikationen, der Freizügigkeit von Arbeit-
nehmern und Arbeitnehmerinnen oder Zollformalitäten äußern. 

http://ec.europa.eu/deutschland/press/pr_releases/10916_de.htm

Wo lasse ich 
mich beraten, wenn 
ich trotz schlechter 
Schulnoten oder 
fehlenden Schul-
abschlusses einen 
Beruf finden will? 
Und wo liegen 
überhaupt meine 
Interessen und 
Chancen?  Fragen, 
die sich viele Ju-
gendliche heute 
stellen müssen, je-
doch nicht immer 
eine angemessene 
Antwort erhalten. 

Der neue ESF- 
Comic mit dem 
Titel „Europa in 
Berlin – Kevin 
& Cindy starten 
durch“ vermittelt 
Jugendlichen   an
hand einer unter
haltsamen Geschichte Informationen  
über die Möglichkeiten, eine EU-geför
derte Berufsorientierung oder Weiterbil
dungs- und Qualifikationsmaßnahmen in 

Anspruch zu nehmen. 
Download des Comics und weitere 

Informationen unter:
www.esf-jugendliche.de

Mit einer neuen Wachstums- und 
Beschäftigungsstrategie will die Euro-
päische Kommission die Wettbewerbs-
fähigkeit und das Exportpotenzial der 
Kultur- und Kreativwirtschaft steigern. 
Die Strategie sieht zum einen verschie-
dene politische Initiativen und eine 
Modernisierung des rechtlichen Um-
felds vor. Zum anderen möchte die 
Kommission die Zusammenarbeit zwi-
schen verschiedenen Politikfeldern – 
insbesondere Kultur, Bildung, Industrie, 
Wirtschaft, Tourismus, Stadt- und Regi-
onalentwicklung sowie Raumplanung 
– verstärken. Darüber hinaus wird im 
Rahmen des für 2014 – 2020 vorgeschla-
genen Programms „Kreatives Europa“ 
eine stärkere Unterstützung der Kultur- 
und Kreativwirtschaft mit EU-Mitteln an-
gestrebt. Schon heute erwirtschaftet der 
Sektor 4,5 % des BIP der Europäischen 
Union und beschäftigt bis zu 8,5 Milli-
onen Menschen. „Die Kultur- und Kre-
ativwirtschaft Europas ist nicht nur für 
die kulturelle Vielfalt unerlässlich, son-
dern trägt auch maßgeblich zur gesell-
schaftlichen und wirtschaftlichen Ent-
wicklung unserer Mitgliedstaaten und 
Regionen bei. Auf lokaler und regionaler 
Ebene erbringen strategische Investiti-
onen in diesem Bereich oft spektakuläre 
Ergebnisse. Ein anschauliches Beispiel 
hierfür sind die Kulturhauptstädte Eu-
ropas. Zudem hat die Kultur- und Krea-
tivwirtschaft eine Ausstrahlungswirkung 
auf andere Branchen und sie zeichnet 
ein dynamisches Bild eines attraktiven, 
kreativen Europas, das offen ist für Kul-
turen und Talente aus der ganzen Welt“, 
erklärte Androulla Vassiliou, EU-Kommis-
sarin für Bildung, Kultur, Mehrsprachig-
keit und Jugend.

http://europa.eu/rapid/press-re-
lease_IP-12-1012_de.htm?locale=en

  Ein ESF-Comic informiert Jugendliche  
über EU-Förderung   

  Neue Wachstums- und 
Beschäftigungsstrategie für  

die Kultur- und 
Kreativwirtschaft   

  Kommission sucht gemeinsam mit KMU  
die zehn aufwendigsten Rechtsakte   
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Pr o j e k t e a u s a n d e r e n Lä n d e r n u n d Re g i o n e n

Zu Re c h t b e f r a g t

Zwei polnische Saisonarbeiter hatten 
für die Zeit ihres Aufenthalts in der Bundesre-

publik Kindergeld bei den deutschen Behörden bean-
tragt. Dabei hat, laut deutschem Recht, auch eine Per-
son ohne gewöhnlichen Aufenthalt oder Wohnsitz 
in Deutschland Anspruch auf Kindergeld, wenn sie 
unbeschränkt einkommenssteuerpflichtig ist. Folg-
lich beantragten die Saisonarbeiter die Steuerpflicht. 
Trotzdem wurden ihre Kindergeldanträge mit Ver-
weis auf die EU-Verordnung Nr. 1408/71 abgelehnt, 
nach der die beiden Arbeitnehmer dem polnischen 
Sozialversicherungsrecht unterliegen. Zur Klärung 
der Verordnung wandte sich der Bundesfinanzhof 
an den Europäischen Gerichtshof (EuGH). Dieser er-
klärte nun: Der Umstand, dass die polnischen Saison-
arbeiter nicht dauerhaft in Deutschland leben, hin-

dert die Bundesregierung nicht daran, Kindergeld 
zu gewähren. Vielmehr haben die beiden Arbeitneh-
mer, da sie unbeschränkt steuerpflichtig sind, sogar 
Anspruch auf Familienleistungen, die durch die Ein-
kommenssteuer finanziert werden. Zudem darf es 
keine „Antikumulierungsregel“ geben, die den An-
spruch auf Sozialleistungen ausschließt, wenn gleich-
zeitig in einem anderen Mitgliedstaat vergleichbare 
Leistungen bezogen werden können. Dies wäre ein 
nicht gerechtfertigter Nachteil von Saisonarbeitern 
– insbesondere, wenn sie, wie die beiden Kläger, in 
Deutschland Einkommensteuer zahlen. Diese Aus-
legung der Verordnung verbessert den Lebensstan-
dard von Wanderarbeitern und -Arbeiterinnen und 
erleichtert die Freizügigkeit von Arbeitnehmern und 
Arbeitnehmerinnen. 

Urteil des Europäischen Gerichtshofs in den Rechtssachen

Urteil des Europäischen  
Gerichtshofs vom 
12. Juni 2012 – 
C-611/10 und C-612/10

Das Unionsrecht hindert Mitgliedstaaten 
nicht daran, SaisonarbeitnehmerInnen 
Familienleistungen zu gewähren

Österreich: Chancen durch kulturell gemischte Teams

Im österreichischen Linz fördert das ESF-finanzierte 
Projekt „ProViel“ seit 2011 die Zusammenarbeit mul-
tiethischer Teams. Sein Träger, die Gesellschaft für 
Frauen und Qualifikation, setzt sich seit Langem für 
die Verbesserung der Situation von Frauen sowie 
Migrantinnen und Migranten am Arbeitsmarkt ein. 
ProViel trägt den aktuellen gesellschaftlichen Ent-
wicklungen in Österreich Rechenschaft. Schon heute 
haben zehn Prozent der Lehrlinge in der Alpenre-
publik einen Migrationshintergrund. Das bedeu-
tet: Künftig gibt es immer mehr kulturell gemischte 

Teams. Doch mehr Vielfalt bedeutet auch mehr Kon-
fliktpotenzial. ProViel will Unternehmen helfen, 
diese Veränderungen zu ihrem Vorteil zu nutzen. 

Aktuell nehmen zehn Betriebe an dem Projekt teil. 
Dabei werden sowohl für Auszubildende als auch Aus-
bilderinnen und Ausbilder Workshops und Seminare 
angeboten, in denen es beispielsweise um interkul-
turelle Kompetenz und Konfliktlösungen geht. In den 
Firmen werden Lehrlingstandems gebildet: Einem 
neuen Lehrling mit Migrationshintergrund steht ein 
erfahrener Lehrling zur Seite. Gemeinsam realisieren 
sie ein Transferprojekt. So entstanden in den teilneh-
menden Unternehmen bisher etwa eine Rap-CD oder 
ein neuartiges Backwerk, das „Vielfalts-Weckerl“, mit 
Zutaten aus aller Welt. ProViel trägt entscheidend 
zur Verbesserung der Ausbildungsqualität bei, es för-
dert die Integration von migrantischen Auszubilden-
den und schafft Wettbewerbsvorteile für Firmen und 
Lehrlinge. Im vergangenen Jahr wurde das Projekt, 
das noch bis 2013 läuft, daher sogar für den Öster-
reichischen Integrationspreis nominiert. 

ProViel fördert die 
Integration von migran-
tischen Auszubildenden.


